
Rechtsschutz-Versicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: Produkt:
ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG Rechtsschutz-
Deutschland Versicherung

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versiche-
rung. Die vollständigen Informationen fi nden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein 
und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutz-Versicherung an. Mit dieser sorgen wir dafür, dass Sie Ihre rechtlichen Interessen in den 
von Ihnen versicherten Lebensbereichen wahrnehmen können.

Was ist versichert?
 Mit der Rechtsschutz-Versicherung bieten wir 
Ihnen einen bedarfsgerechten Rechtsschutz,
zum Beispiel im privaten Lebensbereich, im be-
rufl ichen und/oder verkehrsrechtlichen Bereich.

 Der Rechtsschutz erstreckt sich auf Leistungs-
arten. Diese decken die wichtigsten Rechtsbe-
reiche ab (zum Beispiel Schadenersatz- oder 
Arbeitsrecht).

Welche Kosten übernehmen wir?*
 Gesetzliche Gebühren Ihres Rechtsanwalts.

 Kosten für Gerichte und Gerichtsvollzieher.

 Entschädigung für Zeugen und Sachverstän-
dige, die das Gericht heranzieht.

 Kosten des Prozessgegners, wenn Sie ver-
pfl ichtet sind, diese zu tragen.

 Im außergerichtlichen Verfahren die übliche 
Vergütung eines technisch sachkundigen 
Sachverständigen.

 Kosten einer Mediation. Die Höhe der Kosten 
pro Versicherungsfall können Sie § 5a der 
Ihrem Vertrag zu Grunde liegenden Allgemei-
nen Rechtsschutzbedingungen entnehmen. 

 Kosten eines Schieds- oder Schlichtungsver-
fahrens bis zur Höhe der Gebühren, die bei 
Anrufung eines Gerichts erster Instanz ent-
stehen würden.

* Bei Sonderkonzepten können Abweichungen bestehen.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
 Die Höhe der vereinbarten Versicherungs-
summe je Versicherungsfall können Sie Ihrem 
Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein 
entnehmen. 

Was ist nicht versichert?
 Wir haben eine Wartezeit vereinbart: Versi-

cherungsschutz erhalten Sie nur für Streitig-
keiten, deren erste Ursache nach Ablauf der 
Wartezeit eingetreten ist.

 Eine Streitigkeit hat mehrere Ursachen. Versi-
cherungsschutz haben Sie nur, wenn die erste 
Ursache nach Versicherungsbeginn liegt.

 Wir haben eine Selbstbeteiligung vereinbart: 
In Höhe der vereinbarten Selbstbeteiligung 
müssen Sie die Kosten eines jeden Versiche-
rungsfalls selbst tragen.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
 Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten 

versichern. Sonst müssten wir einen erheblich 
höheren Beitrag verlangen. Deshalb umfasst 
der Rechtsschutz einige Rechtsangelegenhei-
ten nicht, zum Beispiel:

 Streitigkeiten um Kauf, Verkauf oder Finanzie-
rung eines Grundstücks, das bebaut werden 
soll,

 Streitigkeiten um Urheber-, Patent- oder 
Markenrechte,

 Streitigkeiten um Erwerb, Veräußerung, 
Verwaltung und Finanzierung von Kapital-
anlagen,

 Streitigkeiten um die Vergabe von Darlehen, 
um Spiel- oder Wettverträge oder um Ge-
winnzusagen.

Wo bin ich versichert?
 Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Behörde in Europa, in den Anliegerstaaten des 
Mittelmeers, auf den kanarischen Inseln oder auf Madeira gesetzlich zuständig ist und Sie Ihre rechtlichen In-
teressen dort verfolgen. Das gilt nicht, wenn ein versicherter Rechtsbereich (zum Beispiel Steuer-Rechtsschutz) 
auf deutsche Gerichte beschränkt ist.

 Unter bestimmten Voraussetzungen haben Sie bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt auch weltweit 
Versicherungsschutz. Die Höhe der Kosten, die wir pro Versicherungsfall tragen, können Sie § 6 der Ihrem 
Vertrag zu Grunde liegenden Allgemeinen Rechtsschutzbedingungen entnehmen.



Welche Verpflichtungen habe ich?
	 Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Dies betrifft auch die 
Fragen nach früheren Rechtsschutz-Verträgen und Versicherungsfällen.

	 Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert werden  
müssen.

	 Sie müssen uns und Ihren Anwalt vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren.

	 Kostenverursachende Maßnahmen müssen Sie mit uns abstimmen, soweit dies für Sie zumutbar ist.

	 Sie müssen dafür Sorge tragen, dass die Kosten der Rechtsverfolgung so gering wie möglich gehalten werden. 
Hierzu sollten Sie uns oder Ihren Rechtsanwalt befragen.

Wann und wie zahle ich?
	 Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die 
weiteren Beiträge zahlen müssen, teilen wir Ihnen mit. Sie können die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen,  
sie von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und endet die Deckung?
	 Wann die Versicherung beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten 
Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherung gilt für die zunächst vereinbarte 
Dauer. Wenn nicht anders vereinbart, verlängert sie sich danach automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
Sie oder wir sie nicht kündigen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
	 Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes  
Verlängerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen).

	 Es sind mindestens zwei Versicherungsfälle innerhalb von zwölf Monaten eingetreten und für diese besteht Ver- 
sicherungsschutz: Dann können Sie oder wir den Versicherungsvertrag vorzeitig kündigen.

	 Sie können auch kündigen, wenn wir den Versicherungsschutz unberechtigt ablehnen oder den Beitrag erhöhen.
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Guten Tag, sehr geehrte Kundin, Stand 01/2015
guten Tag, sehr geehrter Kunde,

wir freuen uns über Ihr Interesse an einer Rechtsschutz-Versicherung. Nachfolgend geben wir Ihnen wichtige Informationen; 
das sind die gesetzlichen Kundeninformationen, die Versicherungsbedingungen und Hinweise zum Verhalten im Schadenfall. 
Wenn Sie den Antrag ausgefüllt an uns zurücksenden, nehmen Sie bitte die Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen 
zu Ihren Unterlagen, denn sie werden Bestandteil des Vertrags. Geben Sie bitte künftig bei allen Anfragen sowie bei jedem 
Schriftwechsel Ihre Kunden- und Ver sicherungsschein-Nummer an. Sie fi nden diese Nummer auf Ihrem Versicherungsschein.

Mit freundlichen Grüßen 

Ihre ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG

INHALT:

A. Kundeninformation

B. Mitteilung über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepfl icht

C. Einwilligungserklärung nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und Merkblatt zur Datenverarbeitung

D. Allgemeine Bedingungen für die ROLAND Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2008 Ford, Stand 01/2015)

E.  Unser Schadenfallservice
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A.  ALLGEMEINE KUNDENINFORMATIONEN NACH § 1 
VVG-INFORMATIONSPFLICHTENVERORDNUNG 
(VVG-InfoV)

GESELLSCHAFTSANGABEN

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG

Rechtsform Aktiengesellschaft
Postanschrift 50664 Köln
Hausanschrift und Sitz der Deutz-Kalker Straße 46
Gesellschaft 50679 Köln
 (ladungsfähige Anschrift)
Vorstandsvorsitzender Rainer Brune
Vorstand Andreas Fleischer, Dr. Ulrich Scholten
Registergericht  Amtsgericht Köln
Registernummer HRB 2164

HAUPTGESCHÄFTSTÄTIGKEIT

Die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG ist durch Erlaub nis 
der zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Rechts schutz-
Versicherung berechtigt.

WESENTLICHE MERKMALE DER VERSICHERUNGS-
LEISTUNG

Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Versicherungs-
leistungen entnehmen Sie bitte dem Vorschlag/Antrag und den 
Allgemeine Bedingungen für die ROLAND Rechtsschutz-Versicherung 
(ARB 2008 Ford, Stand 01/2015).

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

ZU ZAHLENDER GESAMTBEITRAG

Die Beitragsberechnung erfolgt u. a. auf Basis der gewählten Selbst-
beteiligung. Dieser Beitrag wird neben gegebenenfalls sonstigen in 
die Beitragsberechnung einfl ießenden Faktoren (z. B. Zuschläge/ 
Nachlässe) im Vorschlag/Antrag oder Versicherungsschein konkret 
ausgewiesen.

ZAHLWEISE

Die vereinbarte Zahlweise, d. h. jährliche, halb-, vierteljährliche oder 
monatliche Zahlung des Beitrags, entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag/ 
Vorschlag.

– Erstbeitrag

Ihre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt als recht zeitig, 
wenn sie unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang 
des Versicherungsscheins erfolgt.

– Folgebeitrag

Ihre Zahlung von Folgebeiträgen gilt als rechtzeitig, wenn sie 
jeweils zu den im Versicherungsschein genannten Fälligkeiten 
geleis tet wird. 

– Lastschriftverfahren/Einzugsermächtigung

Ist mit Ihnen alternativ zur Beitragsrechnung die Einziehung des 
Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt Ihre Zahlung als recht-
zeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versicherungsschein oder in der 
Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht widersprechen.

GÜLTIGKEITSDAUER VON VORSCHLÄGEN

Grundsätzlich haben die Ihnen vor Abschluss eines Versicherungs-
vertrags zur Verfügung gestellten Informationen eine befristete 
Gültigkeitsdauer, falls kein entsprechender Versicherungsvertrag 
abgeschlossen wird. Dies gilt sowohl bei unverbindlichen Werbe-

maßnahmen (Broschüren, Annoncen etc.) als auch bei Vorschlägen 
und Preisangaben. Soweit Sie den betreffenden Informationen nichts 
anderes entnehmen können, sind wir Ihnen gegenüber an die darin 
enthaltenen Angaben vier Wochen gebunden.

ZUSTANDEKOMMEN DES VERTRAGS

Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und 
unsere inhaltlich übereinstimmenden Vertragserklärungen (Willens-
erklärungen) zustande, wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht 
innerhalb von zwei Wochen widerrufen. 

Den Versicherungsbeginn entnehmen Sie bitte Ihrem Versicherungs-
schein.

BEGINN DES VERSICHERUNGSSCHUTZES

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt 
worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag 
aus von Ihnen zu vertretenden Gründen nicht unverzüglich, sondern 
zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz 
erst ab diesem Zeitpunkt.

Für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen besteht in einigen 
Fällen eine Wartezeit von drei Monaten ab Versicherungsbeginn.

VORLÄUFIGE DECKUNG

Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der 
Vertragsgestaltung zu klären sind) auch aufgrund einer vorläufi gen 
Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger 
Versicherungsvertrag, der insbesondere nach endgültigem Abschluss 
der Vertragsverhandlungen oder Vorlage des Versicherungsscheins 
über den endgültigen Versicherungsschutz endet.

BINDEFRISTEN

Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrags 
einen Monat gebunden.

WIDERRUFSBELEHRUNG

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Frist beginnt am Tag, nach dem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die weiteren Vertragsinformationen gemäß § 7 
Absätze 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspfl ichtenverordnung und 
diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an die

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Deutz-Kalker Straße 46
50679 Köln
Telefax: 0221 8277-460
E-Mail: service@roland-rechtsschutz.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfällt, wenn Sie zugestimmt haben 
(auch konkludent durch Zahlung des Beitrags), dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil Ihres 
Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
dürfen wir in diesem Fall einbehalten. Dabei handelt es sich um einen 
Betrag, der sich wie folgt berechnet: Anzahl der Tage, an denen 
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Versicherungsschutz bestanden hat, x 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 
1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 1/90 des Vierteljahresbeitrags 
oder 1/30 des Monatsbeitrags. Die Erstattung zurückzuzahlender 
Beträge erfolgt unverzüglich, spätes tens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs. Beginnt der Ver sicherungsschutz nicht vor dem Ende der 
Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind.

Ende der Widerrufsbelehrung.

LAUFZEIT, MINDESTLAUFZEIT, BEENDIGUNG DES 
VERTRAGS

Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrags verweisen wir auf die 
Hinweise im Produkt-Informationsblatt.

ANWENDBARES RECHT/GERICHTSSTAND

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Klagen des Versicherers gegen Sie können bei dem für Ihren 
Wohn sitz zuständigen Gericht erhoben werden. Einzelheiten sind in 
§ 20 ARB geregelt.

VERTRAGSSPRACHE

Sämtliche das Vertragsverhältnis betreffende Informationen und die 
Kommunikation fi nden in deutscher Sprache statt, es sei denn, dass 
im Einzelfall besondere Bestimmungen gelten oder anderslautende 
Vereinbarungen getroffen werden.

ZUSTÄNDIGE AUFSICHTSBEHÖRDE

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne 
Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

ANSPRECHPARTNER FÜR AUSSERGERICHTLICHE 
SCHLICHTUNGSSTELLEN

Unser Ziel ist es, Ihnen einen optimalen Service zu bieten. Sollten Sie 
einmal nicht zufrieden sein, rufen Sie uns unter 0221 8277-500 an.
Wir reagieren unverzüglich.

Sie können sich auch schriftlich an uns wenden: ROLAND Rechts-
schutz-Versicherungs-AG, vertreten durch die Vorstände Rainer 
Brune (Vorsitzender), Andreas Fleischer und Dr. Ulrich Scholten, 
Deutz-Kalker Straße 46, 50679 Köln.

Wenn Sie mit unserer Entscheidung nicht einverstanden sind, haben 
Sie zur außergerichtlichen Streitbeilegung die Möglichkeit, als unab-
hängigen und neutralen Schlichter den Versicherungsombudsmann 
anzusprechen:

Versicherungsombudsmann e. V.
Leipziger Straße 121
10117 Berlin
Telefon: 0800 3696000
Telefax: 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, wird durch 
diese Institutionen nicht berührt.
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B.   MITTEILUNG ÜBER DIE FOLGEN EINER VERLETZUNG 
DER GESETZLICHEN ANZEIGEPFLICHT

Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen kön-
nen, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsgemäß 
und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzuge-
ben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere 
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepfl icht kön-
nen Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepfl ichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpfl ichtet, alle Ihnen 
bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform 
gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn 
wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in 
Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch 
insoweit zur Anzeige verpfl ichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeige-
pfl icht verletzt wird?

1.  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepfl icht, können wir vom Ver-
trag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder 
Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepfl icht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten. 

Im Falle des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir 
den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalls, bleiben wir dennoch 
zur Leistung verpfl ichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder 
nicht richtig angegebene Umstand

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
-  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspfl icht 

ursächlich war. Unsere Leistungspfl icht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepfl icht arglistig verletzt haben. 

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertrags-
zeit entspricht. 

2. Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragli-
che Anzeigepfl icht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt 
haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen 
Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepfl icht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepfl icht schuld-
los verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % 
oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündi-
gen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der 
Verletzung der Anzeigepfl icht, die das von uns geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rech-
te haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung 
stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.  

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsände-
rung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies 
gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten 
sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepfl icht vorsätz-
lich oder arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Person 
vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepfl icht, des Rücktritts, der 
Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Aus-
übung unserer Rechte sowohl die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertre-
ters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie 
können sich darauf, dass die Anzeigepfl icht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellver-
treter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

C.  EINWILLIGUNGSERKLÄRUNG NACH DEM BUNDES-
DATENSCHUTZGESETZ (BDSG) UND MERKBLATT 
ZUR DATENVERARBEITUNG

„Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang 
Daten, die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurch-
führung (Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, 
an Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung 
der Rückversicherung sowie zur Beurteilung der Ansprüche an 
andere Versicherer und/oder an den Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V. – oder ggf. an den Verband der Privaten 
Krankenversicherer e. V. – zur Weitergabe an andere Versicherer über-
mittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustandekom-
men des Vertrags sowie für entsprechende Prüfungen bei anderweitig 
beantragten Versicherungsverträgen und bei künftigen Anträgen. Ich 
willige ferner ein, dass die Unternehmen der ROLAND-Gruppe meine 
allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in gemeinsamen 
Datensammlungen führen und an den/die für mich zuständigen 
Vermittler weitergeben, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung meiner Versicherungsangelegenheiten dient. Gesundheitsdaten 
dürfen nur an Personen- und Rückversicherer übermittelt werden; an 
Vermittler dürfen sie nur weitergegeben werden, soweit es zur Ver-
tragsgestaltung erforderlich ist. Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich 
bei Antragstellung vom Inhalt des Merkblatts zur Datenverarbeitung 
Kenntnis nehmen konnte, das mir vor Vertragsabschluss (mit weiteren 
Verbraucherinformationen) überlassen wird.“

Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mithilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich 
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; 
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemein-
schaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen 
Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ih-
rer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. 
Danach sind die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das 
BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der 
Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung 
und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung ei-
nes Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnis-
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ses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der 
speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessen-
abwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für 
die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli-
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt 
über die Beendigung des Versicherungsvertrags hinaus, endet jedoch 
schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit mög-
lichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung 
ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem Ver-
tragsabschluss. Trotz Widerrufs oder ganz bzw. teilweise gestrichener 
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in 
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemer-
kung beschrieben, erfolgen.

Schweigepfl ichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie zum 
Beispiel beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle 
Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepfl icht entbindung) voraus. In der 
Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist 
daher im Antrag auch die Schweigepfl ichtentbindungsklausel enthal-
ten. Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für 
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

(1) Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig 
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). 
Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kun-
dennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungs-
dauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben 
eines Dritten, zum Beispiel eines Vermittlers, eines Sachverständigen 
oder eines Arztes, geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall 
speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben 
von Dritten, wie zum Beispiel den vom Arzt ermittelten Grad der 
Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über 
einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den 
Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

(2) Datenübermittlung an Rückversicherer 
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf 
einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb 
geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im 
In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls ent-
sprechende versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versiche-
rungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos 
und Risikozuschlags, sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit 
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, 
werden ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung 
gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer 
Rückversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

(3) Datenübermittlung an andere Versicherer 
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Abga-
be seiner Vertragserklärung, jeder Vertragsänderung und im Schaden-
fall dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die 
Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören 
zum Beispiel frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder 
Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, 
bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmiss-
brauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des 
Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum 
entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte 
auf Anfragen zu erteilen. Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen 
(Mehrfachversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie 
bei Teilungsabkommen) eines Austauschs von personenbezogenen 
Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen 
weitergegeben, zum Beispiel Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, 

Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum 
Schaden wie Schadenhöhe und Schadentag.

(4) Zentrale Hinweissysteme 
Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssys-
tem der Versicherungswirtschaft (HIS). An das HIS melden wir – eben-
so wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte Risiken. Verträge 
werden gemeldet, wenn ungewöhnlich häufi g Rechtsschutzfälle 
gemeldet werden. Sollten wir Sie an das HIS melden, werden wir Sie 
darüber benachrichtigen. Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss 
eines Versicherungsvertrags richten wir Anfragen zu Ihrer Person 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir 
einen Hinweis auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann es sein, dass 
wir von Ihnen zusätzliche Informationen zu dem konkreten Grund der 
Meldung benötigen. Eine detaillierte Beschreibung des HIS fi nden Sie 
im Internet unter www.informa-irfp.de.

(5) Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe 
Einzelne Versicherungsbranchen (zum Beispiel Lebens-, Kranken-, 
Sachversicherung) werden durch rechtlich selbstständige Unter-
nehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versi-
cherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen 
häufi g in Unternehmensgruppen zusammen. Zur Kostenersparnis 
werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder 
die Datenverarbeitung. So wird zum Beispiel Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unterneh-
men der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, 
die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Ihre Kontonummer und 
Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind 
die sog. Partnerdaten (zum Beispiel Name, Adresse, Kundennummer, 
Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unter-
nehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende 
Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort 
der zuständige Partner genannt werden. Auch Geldeingänge können 
so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden. Die 
übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind 
dagegen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe 
abfragbar. Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung 
des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet 
werden, spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei 
der die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten 
sind. Branchenspezifi sche Daten – wie zum Beispiel Gesundheits- oder 
Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung 
der jeweiligen Unternehmen. Unserer Unternehmensgruppe gehören 
zurzeit folgende Unternehmen an:

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Köln

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG, Köln

ROLAND Assistance GmbH, Köln

ROLAND Assistance Partner GmbH, Dresden

Deutsche Bestattungsfürsorge Verwaltungs GmbH, Köln

ROLAND ProzessFinanz AG, Köln

Jurpartner Rechtsschutz-Versicherung AG, Köln

Jurpartner Services Gesellschaft für Rechtsschutz-Schadenregulierung 
mbH, Köln

(6) Betreuung durch Versicherungsvermittler 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen 
unserer Vermittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben 
Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften. Um seine Aufgaben 
ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu diesem 
Zweck von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen 
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. 
Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungs-
leistungen. Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese 
personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und 
Betreuung des Kunden. Auch werden sie von uns über Änderungen 
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der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich 
und vertraglich verpfl ichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine 
besonderen Verschwiegenheitspfl ichten (z. B. Berufsgeheimnis und 
Datengeheimnis) zu beachten. Der für Ihre Betreuung zuständige 
Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine Tätigkeit für unser 
Unternehmen (z. B. durch Kündigung des Vermittlervertrags oder 
bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; 
Sie werden hierüber informiert.

(7) Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben 
dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft 
sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, 
Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden 
Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres 
Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, 
Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversi-
cherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer. Der Widerruf 
der Einwilligungserklärung zum Bundesdatenschutzgesetz kann auch 
gerichtet werden an FVV-Ford-Versicherungs-Vermittlungs-GmbH, 
Henry-Ford-Str. 1, 50725 Köln; per Telefon 0221/90-12200 oder per 
E-Mail fvv@ford.com oder fvv@fvv.de.

D.  ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FÜR DIE 
ROLAND RECHTSSCHUTZ-VERSICHERUNG 
(ARB 2008 FORD, STAND 01/2015)

1. Was ist Rechtsschutz? 
§ 1 Welche Aufgaben hat die Rechtsschutz-Versicherung? 
§ 2 Für welche Angelegenheiten gibt es Rechtsschutz? 
§ 3 Welche Angelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht? 
§ 3a In welchen Fällen kann ein Schiedsgutachten entscheiden, 

ob die Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist? 
§ 4 Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutz-

Leistung? 
§ 5 Mit welchen Leistungen helfen wir Ihnen? 
§ 6 Wo gilt die Rechtsschutz-Versicherung? 

2.  Nach welchen Regeln richtet sich das Vertragsverhältnis 
zwischen den Versicherten und uns? 
§ 7 Wann beginnt der Versicherungsschutz? 
§ 8  Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen? 
§ 9 Wann ist der Versicherungsbeitrag zu zahlen und welche 

Folgen hat eine verspätete Zahlung? 
§ 10  Unter welchen Voraussetzungen können wir den Beitrag 

ändern? 
§ 11 Wie wirkt sich eine Veränderung der persönlichen oder 

sachlichen Verhältnisse des Versicherten auf den Versiche-
rungsbeitrag aus? 

§ 12  Was geschieht, wenn das versicherte Interesse wegfällt? 
§ 13 In welchen Fällen kann der Vertrag vorzeitig gekündigt wer-

den? 
§ 14  Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versicherungsver-

trag? 
§ 15 Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen? 
§ 16 Wie sind uns gegenüber Erklärungen abzugeben? 

3. Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten? 
§ 17 Welche Rechte und Pfl ichten bestehen nach Eintritt eines 

Rechtsschutzfalls? 
§ 18 siehe § 3 a 
§ 19 entfällt 
§ 20 Welches Gericht ist für Klagen aus dem Rechtsschutz-Vertrag 

zuständig? Welches Recht ist anzuwenden? 

4. In welchen Formen wird der Rechtsschutz angeboten? 
§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz 
§ 22  Fahrer-Rechtsschutz 
§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbstständige 
§ 24 entfällt 
§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige 
§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für 

Nichtselbstständige 
§§ 27-28 entfallen 
§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen 

und Grundstücken 
§§ 30-35  entfallen 
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1. WAS IST RECHTSSCHUTZ?

§ 1  WELCHE AUFGABEN HAT DIE RECHTSSCHUTZ-
VERSICHERUNG?

(1)
Wir erbringen die für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen 
erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz). 
Den Umfang des Versicherungsschutzes können Sie in den Formen 
ab § 21 vereinbaren. 

(2) 
Unabhängig von den folgenden Regelungen besteht zusätzlich 
Versicherungsschutz für anwaltliche telefonische Rechtsberatung, 
die wir vermitteln. 

§ 2  FÜR WELCHE ANGELEGENHEITEN GIBT ES 
RECHTSSCHUTZ?

Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz in den Formen 
der §§ 21 bis 29

a) Schadenersatz-Rechtsschutz 
für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese 
nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines 
dinglichen Rechts an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen 
beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis-
sen sowie aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich 
dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche;

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtver-
hältnissen, sonstigen Nutzungsverhältnissen und dinglichen Rechten, 
die Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegenstand 
haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen 
Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten, soweit der Versiche-
rungsschutz nicht in den Leistungsarten a, b oder c enthalten ist. 
Rechtsschutz besteht ebenfalls für schuldrechtliche Verträge, die über 
das Internet abgeschlossen werden.

e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaben-
rechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungs-
gerichten;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozial-
gerichten;

g) Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen 
Angelegenheiten vor Verwaltungsbehörden und vor Verwaltungs-
gerichten;

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 
für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

i) Straf-Rechtsschutz 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfs

 aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig festge-
stellt, dass Sie das Vergehen vorsätzlich begangen haben, sind Sie 
verpfl ichtet, uns die Kosten zu erstatten, die wir für die Verteidigung 
wegen des Vorwurfs eines vorsätzlichen Verhaltens getragen haben.

 bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrläs-
sige Begehung strafbar ist, solange Ihnen ein fahrlässiges Verhalten 
vorgeworfen wird. Wird Ihnen dagegen vorgeworfen, ein solches 
Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, besteht rückwirkend Ver-
sicherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass Sie 

vorsätzlich gehandelt haben. Es besteht also kein Versicherungsschutz 
bei dem Vorwurf eines Verbrechens; ebenso wenig bei dem Vorwurf 
eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen werden kann (z. B. 
Beleidigung, Diebstahl, Betrug). Dabei kommt es weder auf die 
Berechtigung des Vorwurfs noch auf den Ausgang des Strafverfahrens 
an.

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit;

k)  Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

aa) für Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwalts, soweit diese nicht mit einer anderen gebührenpfl ichtigen 
Tätigkeit des Rechtsanwalts zusammenhängen; 

bb) für eine außergerichtliche Konfl iktlösung durch Mediation einer 
zum Richteramt befähigten Person;

l) Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten

 für die aktive Strafverfolgung, wenn eine versicherte Person im pri-
vaten Bereich Opfer einer rechtswidrigen Tat nach
•    §§ 174 bis 180, 180 b, 181, 182 Strafgesetzbuch – Straftaten 

gegen die sexuelle Selbstbestimmung –, 
•  §§ 224, 225, 226, 340 Absatz 3 i. V. m. 224, 225, 226 Strafgesetz-

buch – Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit –,
•  §§ 234, 234 a, 235, 239 Absatz 3 und 4, 239 a, 239 b Strafgesetz-

buch – Straftaten gegen die persönliche Freiheit – 
oder 

•  §§ 211, 212, 221 Strafgesetzbuch – Straftaten gegen das Leben – 
ist.

Versicherungsschutz besteht für
aa) den Anschluss an eine vor einem deutschen Strafgericht erhobene 
öffentliche Klage als Nebenkläger. 
Ist eine versicherte Person durch eine der o.g. Straftaten getötet 
worden, besteht Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen des ehelichen/eingetragenen Lebenspartners, der Eltern   
und Kinder des Opfers als Nebenkläger.

bb) die Tätigkeit eines Rechtsanwalts als Verletztenbeistand;

cc) die Tätigkeit eines Rechtsanwalts im Rahmen des Täter-Opfer-
Ausgleichs gemäß § 46 a Strafgesetzbuch;

dd) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zur Geltendmachung 
von Ansprüchen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) und dem 
Opferentschädigungsgesetz (OEG), sofern die Gewaltstraftat einen 
dauerhaften Körperschaden zur Folge hat.

§ 3  WELCHE ANGELEGENHEITEN UMFASST DER 
RECHTSSCHUTZ NICHT?

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen

(1)
in ursächlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik 
oder Aussperrung;

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine 
medizinische Behandlung zurückzuführen sind;

c)  Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;

d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwecken 
bestimmten Grundstücks;

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteils, 
das sich in Ihrem Eigentum oder Besitz befi ndet oder das Sie zu 
erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigen;

cc) der genehmigungs- und/oder anzeigepfl ichtigen baulichen 
Veränderung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils, das 
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sich in Ihrem Eigentum oder Besitz befi ndet oder das Sie zu erwerben 
oder in Besitz zu nehmen beabsichtigen;

dd) der Finanzierung eines der unter aa bis cc genannten Vorhaben;

e) dem Kauf von Immobilien, die Sie nicht zum Zweck der Selbstnut-
zung erworben haben und deren Kaufpreis mehr als 500.000 Euro 
beträgt.

(2) 
a)  zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese 

auf einer Vertragsverletzung beruhen;

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus dem Bereich des 
Handelsvertreterrechts;

d)  aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer Per-
sonen;

e) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, 
Geschmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen 
Rechten aus geistigem Eigentum;

f) aus dem Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrecht oder in Straf-
sachen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Kartellverfahren 
stehen;

g) in ursächlichem Zusammenhang mit

aa) Spiel- oder Wettverträgen, Termin- oder vergleichbaren Spekulati-
onsgeschäften sowie Gewinnversprechen, wie beispielsweise sol chen 
nach § 661 a BGB;

bb) allen Formen von Geld- oder Vermögensanlagen, wie beispiels-
weise Anlagen in Wertpapieren, Beteiligungen an Fonds oder Gesell-
schaften oder auch der Vergabe von Darlehen. Der Ausschlussgrund 
gilt nicht für Geld- oder Vermögensanlagen bis zu einer Höhe von 
10.000 Euro sowie für Sparverträge, Lebens- oder Rentenversicherun-
gen.

h) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechts, 
soweit nicht Rechtsschutz gemäß § 2 k besteht;

i) aus dem Rechtsschutz-Versicherungsvertrag gegen uns oder das für 
uns tätige Schadenabwicklungsunternehmen;

j) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden 
oder Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- und sonstiger 
An liegerabgaben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene 
Gebühren für die Grundstücksversorgung handelt.

(3) 
a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, 
soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von 
Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus 
Arbeitsverhältnissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 
handelt;

c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, 
das über Ihr Vermögen eröffnet wurde oder eröffnet werden soll;

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im 
Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten;

e) in einem Bußgeldverfahren wegen des Vorwurfs eines Halte- oder 
Parkverstoßes, solange es möglich ist, dass das Verfahren mit einer 
Entscheidung nach § 25 a Straßenverkehrsgesetz (StVG) endet, sowie 
im Rechtsbehelfsverfahren nach § 25 a Absatz 3 StVG. Jedoch besteht 
Versicherungsschutz rückwirkend, wenn der Führer des Kraftfahr-
zeugs für die zuständige Behörde vor ihrer Entscheidung feststeht.

(4) 
a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutz-Versiche-

rungsvertrags untereinander, mitversicherter Personen untereinander 
und mitversicherter Personen gegen Sie;

b) nicht ehelicher und nicht eingetragener Lebenspartner, gleich wel-
chen Geschlechts, untereinander in ursächlichem Zusammenhang 
mit der Lebensgemeinschaft, auch nach deren Beendigung;

c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechts-
schutzfalls auf Sie übertragen worden oder übergegangen sind, wenn 
es sich nicht um Ansprüche handelt, die im Rahmen eines vor Eintritt 
des Rechtsschutzfalls abgeschlossenen Kraftfahrzeug-Leasingvertrags 
auf Sie übergegangen sind;

d) aus von Ihnen im eigenen Namen geltend gemachten Ansprüchen 
anderer Personen oder aus einer Haftung für Verbindlichkeiten 
anderer Personen.

(5) 
aufgrund von Rechtsschutzfällen, die Sie vorsätzlich und rechtswidrig 
verursacht haben, es sei denn, dass es sich um Ordnungswidrigkeiten 
handelt.

(6) 
wenn der voraussichtliche Kostenaufwand in einem krassen Miss-
verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht und keine besonderen 
Belange von Ihnen entgegenstehen.

§ 3 A  WIE WIRD VERFAHREN, WENN WIR DIE 
INTERESSENWAHRNEHMUNG NICHT FÜR 
ERFOLG VERSPRECHEND HALTEN?

(1)  
Soweit die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen in den Fällen 
des § 2 a bis g keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, können 
wir den Rechtsschutz ganz oder teilweise ablehnen.

(2)  
Sobald der Sachverhalt genügend geklärt ist, teilen wir Ihnen die 
Ablehnung unter Angabe der Gründe in Textform unverzüglich 
mit. Gleichzeitig weisen wir Sie darauf hin, dass Sie anstelle einer 
gerichtlichen Klärung zunächst Ihren Rechtsanwalt beauftragen 
können, eine begründete Stellungnahme darüber abzugeben, ob 
die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen hinreichende Aussicht 
auf Erfolg bietet (Stichentscheid). Die Kosten des Stichentscheids 
tragen wir in jedem Fall.

(3)  
Wir können Ihnen eine Frist von mindestens einem Monat setzen, 
binnen der Sie den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß 
über die Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben 
haben, damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 2 abgeben 
kann. Kommen Sie dieser Verpfl ichtung nicht innerhalb der von 
uns gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. Wir sind 
verpfl ichtet, Sie ausdrücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene 
Rechtsfolge hinzuweisen.

(4)  
Die unparteiische Entscheidung des Rechtsanwalts ist für beide Seiten 
bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- oder 
Rechtslage erheblich abweicht.

(5)  
Wollen wir uns darauf berufen, dass diese Entscheidung nicht bin-
dend sei, müssen wir dies Ihnen gegenüber innerhalb eines Monats 
begründen.

§ 4  WANN ENTSTEHT DER ANSPRUCH AUF EINE 
RECHTSSCHUTZ-LEISTUNG?

(1) 
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutz-
falls. Ein Rechtsschutzfall ist eingetreten

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a von dem Schadenereig-
nis an, das dem Schadenersatzanspruch zugrunde liegt;

b) im Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht 
gemäß § 2 k von dem Ereignis an, das die Änderung Ihrer Rechtslage 
oder die einer mitversicherten Person zur Folge hat;
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c) in allen anderen Fällen in dem Zeitpunkt, in dem Sie oder ein anderer 
einen Verstoß gegen Rechtspfl ichten oder Rechtsvorschriften began-
gen hat oder begangen haben soll. 
Die Voraussetzungen nach a bis c müssen nach Beginn des Versiche-
rungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten 
sein. Für die Leistungsarten nach § 2 b bis g besteht Versicherungs-
schutz erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn 
(Wartezeit). Diese Wartezeit gilt nicht für aus dem Kauf oder Leasing 
eines fabrikneuen Kraftfahrzeugs entstehende Streitigkeiten. Die 
Wartezeit gilt auch dann nicht, wenn Sie den Versicherungsvertrag 
im unmittelbaren zeitlichen Anschluss an einen bisher mit einem 
anderen Rechtsschutz-Versicherer bestehenden gleichartigen Vertrag 
abgeschlossen haben.

(2) 
Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen 
Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, 
wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger 
als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes für den betroffe-
nen Gegenstand der Versicherung eingetreten oder, soweit sich der 
Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, beendet ist.

(3) 
Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Ver-
sicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach Absatz 
1 c ausgelöst hat;

b) uns der Rechtsschutzfall später als drei Jahre nach dem Ende des Ver-
sicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versicherung 
erstmals angezeigt wird. Dies gilt nicht, wenn Sie die Verspätung 
nicht verschuldet haben.

(4)
Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) besteht kein Rechts-
schutz, wenn die tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen 
für die der Angelegenheit zugrunde liegende Steuer- oder Abgaben-
festsetzung vor dem Beginn des Versicherungsschutzes eingetreten 
sind oder eingetreten sein sollen.

§ 5 MIT WELCHEN LEISTUNGEN HELFEN WIR IHNEN?

(1) 
Wir erbringen und vermitteln Dienstleistungen zur Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen und tragen 

a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalls im Inland die Vergütung eines für 
Sie tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung 
eines am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen Rechtsanwalts. Wir 
tragen in den Fällen, in denen das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz 
für die Erteilung eines mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer 
Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen gebührenpfl ich-
tigen Tätigkeit zusammenhängt, und für die Ausarbeitung eines 
Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je 
Rechtsschutzfall eine Vergütung bis zu 250 Euro. Wohnen Sie mehr 
als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt 
eine gerichtliche Wahrnehmung Ihrer Interessen, tragen wir bei den 
Leistungsarten gemäß 

§ 2 a bis g weitere Kosten für einen in Ihrem Landgerichtsbezirk an-
sässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines 
Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem Prozessbevollmäch-
tigten führt.

b) bei Eintritt des Rechtsschutzfalls im Ausland die Vergütung eines für 
Sie tätigen, am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen ausländi-
schen oder eines im Inland zugelassenen Rechtsanwalts. Im letzteren 
Fall tragen wir die Vergütung bis zur Höhe der gesetzlichen Vergü-
tung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort der 
Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. § 5 Absatz 1 a Satz 2 gilt 
entsprechend. Wohnen Sie mehr als 100 km Luftlinie vom zustän-
digen Gericht entfernt und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für Sie 
tätig, tragen wir weitere Kosten für einen in Ihrem Landgerichtsbezirk 

ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung 
eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem ausländischen 
Rechtsanwalt führt. 

 Machen Sie gegenüber dem Schadenregulierungsbeauftragten des 
ausländischen Versicherers Schadenersatzansprüche aufgrund eines 
Verkehrsunfalls geltend, der sich im Ausland ereignet hat, tragen 
wir zusätzlich die übliche Vergütung eines im Inland zugelassenen 
Rechtsanwalts für die außergerichtliche Interessenwahrnehmung. 
Bleibt die außergerichtliche Interessenwahrnehmung erfolglos und 
wollen Sie Ihre Interessen gerichtlich weiterverfolgen, tragen wir die 
Ihnen entstehenden Kosten nach Satz 1 und Satz 2.

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
der Vergütung für Sachverständige, die vom Gericht herangezogen 
werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers;

d) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur 
Höhe der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen 
staatlichen Gerichts erster Instanz entstehen, und die Kosten des 
Sachverständigenausschusses, die Sie nach § 14 Absatz 5 der Allge-
meinen Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) zu tragen 
haben;

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der 
Entschädigung für Zeugen und der Vergütung für Sachverständige, 
die von der Verwaltungsbehörde herangezogen werden, sowie die 
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungsweg;

f) die übliche Vergütung

aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder 
einer rechtsfähigen technischen Sachverständigenorganisation in 
Fällen der
•    Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrig-

keitenverfahren,
•    Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Kauf- und Reparatur-

verträgen über ein vom Versicherungsschutz umfasstes Fahrzeug;

bb) für ein Sachverständigengutachten zur Feststellung der Schaden-
höhe bei der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen nach 
§ 2 a in verkehrsrechtlichen Angelegenheiten im Ausland;

g) die Kosten Ihrer Reisen zu einem ausländischen Gericht, wenn Ihr 
Erscheinen als Beschuldigter oder Partei vorgeschrieben und zur 
Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. Die Kosten werden 
bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten 
geltenden Sätze übernommen.

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interes-
sen entstandenen Kosten, soweit Sie zu deren Erstattung verpfl ichtet 
sind;

i) Kosten für die ersten beiden Anträge je Rechtsschutzfall in Gnaden-
verfahren sowie in Strafaussetzungs-, Strafaufschub- und Zahlungs-
erleichterungsverfahren bei Freiheitsstrafen sowie bei 250 Euro 
übersteigenden Geldstrafen oder Geldbußen;

(2) 
a) Sie können die Übernahme der von uns zu tragenden Kosten verlan-

gen, sobald Sie nachweisen, dass Sie zu deren Zahlung verpfl ichtet 
sind oder diese Verpfl ichtung bereits erfüllt haben.

b) Von Ihnen in fremder Währung aufgewandte Kosten werden Ihnen 
in Euro zum Wechselkurs des Tags erstattet, an dem diese Kosten von 
Ihnen gezahlt wurden.

(3) 
Wir tragen nicht

a) Kosten, die Sie ohne Rechtspfl icht übernommen haben;

b) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen Erledi-
gung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des von Ihnen 
angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis entsprechen, es sei 
denn, dass eine hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich 
vorgeschrieben ist;
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c) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechts-
schutzfall. Dies gilt nicht, sofern der Rechtsschutzfall mit einer Erst-
beratung erledigt ist.

d) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;

e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später 
als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet 
werden;

f) Kosten in Gnadenverfahren sowie in Strafaussetzungs-, Strafaufschub- 
und Zahlungserleichterungsverfahren, soweit nicht in Absatz 1 i die 
Kostenübernahme festgelegt ist;

g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpfl ichtet wäre, wenn der 
Rechtsschutzversicherungs-Vertrag nicht bestünde;

h) die Telefongebühren, die Ihnen im Zusammenhang mit der anwalt-
lichen telefonischen Rechtsberatung nach § 1 Absatz 2 entstehen;

i) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die ein-
geleitet werden, um Schadstoffe oder Abfälle von einem gewerblich 
genutzten Grundstück, Gebäude oder Gebäudeteil zu beseitigen 
oder zu entsorgen;

j) die Vergütung eines Rechtsanwalts, der Sie in familien-, lebenspart-
nerschafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten in einem Media-
tionsverfahren vertritt. 

(4) 
Wir zahlen in jedem Rechtsschutzfall höchstens die Versicherungs-
summe. Zahlungen für Sie und mitversicherte Personen aufgrund 
desselben Rechtsschutzfalls werden hierbei zusammengerechnet. 
In nicht verkehrsrechtlichen Angelegenheiten gilt dies auch für 
Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und 
ursächlich zusammenhängen.

(5)
Wir sorgen für

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interes-
sen im Ausland notwendigen, in Textform vorliegenden Unterlagen 
und tragen die dabei anfallenden Kosten;

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe 
für eine Kaution, die gestellt werden muss, um Sie einstweilen von 
Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen.

(6) 
Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entspre-
chend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Bera-
tungs-Rechtsschutz (§ 2 k aa) in familien-, lebenspartnerschafts- und 
erbrechtlichen Angelegenheiten für  Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) für Angehörige der 
steuerberatenden Berufe;

c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässi-
ge rechts- und sachkundige Bevollmächtigte.

§ 6 WO GILT DIE RECHTSSCHUTZ-VERSICHERUNG?

(1) 
Rechtsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher Inte ressen 
in Europa, den nicht europäischen Anliegerstaaten des Mittelmeers, 
auf den Kanarischen Inseln, den Azoren und Madeira, soweit ein 
Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig 
ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder behördliches 
Verfahren eingeleitet werden würde. Die Grenze Europas zu Asien 
verläuft entlang des Urals und entlang der Grenzen von Russland 
und Georgien zu Kasachstan, Aserbaidschan und Armenien.

(2)
Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außerhalb des Gel-
tungsbereichs nach Absatz 1 tragen wir bei Rechtsschutzfällen, die 
dort während eines längstens zwölf Wochen dauernden Aufenthalts 
eintreten, sowie bei Verträgen, die über das Internet abgeschlossen 
werden, die Kosten nach § 5 Absatz 1 
•   bis zu einem Höchstbetrag von 60.000 Euro pro Aufenthalt oder 
•    bei über das Internet abgeschlossenen Verträgen bis zu einem 

Höchstbetrag von 60.000 Euro für alle im Versicherungsjahr 
eingetretenen Rechtsschutzfälle. 

 Es besteht kein Rechtsschutz für die Interessenwahrnehmung im 
Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Veräußerung von ding-
lichen Rechten oder Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) an Grund-
stücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen.

2.  NACH WELCHEN REGELN RICHTET SICH DAS VER-
TRAGSVERHÄLTNIS ZWISCHEN DEN VERSICHERTEN 
UND UNS?

§ 7 WANN BEGINNT DER VERSICHERUNGSSCHUTZ?

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie den ersten oder einmaligen Bei-
trag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 1 
zahlen. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8  FÜR WELCHE DAUER IST DER VERTRAG 
ABGESCHLOSSEN?

(1) 
Vertragsdauer 
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen.

(2) 
Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich 
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung in Textform zugegangen ist.

(3) 
Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag 
zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres von Ihnen 
gekündigt werden. Die Kündigung muss uns spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres in Textform zuge-
gangen sein.

§ 9  WANN IST DER VERSICHERUNGSBEITRAG 
ZU ZAHLEN UND WELCHE FOLGEN HAT EINE 
VERSPÄTETE ZAHLUNG?

A. Beitrag und Versicherungssteuer 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die 
Sie in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten haben. 
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B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger 
Beitrag

(1) 
Fälligkeit der Zahlung 
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. 
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster 
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

(2) 
Leistungsfreiheit bei Nichtzahlung des Erstbeitrags 
Haben Sie den ersten oder den einmaligen Beitrag bei Eintritt des 
Rechtsschutzfalls nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpfl ich-
tet, es sei denn, Sie haben die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags machen wir Sie 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein aufmerksam.

(3) 
Rücktritt 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kön-
nen wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist. In diesem Fall können wir eine angemessene  Geschäftsgebühr 
von bis zu 30 % des Jahresbeitrags, höchstens 50 Euro, verlangen. 
Wir können nicht vom Vertrag zurücktreten, wenn Sie die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten  haben.

C.  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

(1) 
Fälligkeit der Zahlung 
Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am 
Monatsersten des Beitragszeitraums fällig. Die Zahlung gilt als recht-
zeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitrags-
rechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

(2) 
Verzug 
Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie ohne 
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass Sie die verspätete Zahlung 
nicht zu vertreten haben. Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, können wir Ihnen auf 
Ihre Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindes-
tens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, 
wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den 
Absätzen 4 und 5 mit dem Frist ablauf verbunden sind; bei zusam-
mengefassten Verträgen sind die Beträge jeweils getrennt anzugeben.

(4) Leistungsfreiheit bei Verzug 
Tritt der Rechtsschutzfall nach Fristablauf ein und sind Sie dann noch 
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder der Kosten im 
Verzug, sind wir nicht zur Leistung verpfl ichtet.

(5) Kündigung 
Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung im 
Verzug, können wir den Vertrag kündigen, wenn wir Sie mit der Zah-
lungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen haben.

 Haben wir gekündigt und zahlen Sie danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Rechtsschutz-
fälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung 
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

D.  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 

(1) 
Rechtzeitige Zahlung 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung 
nicht widersprechen. Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden 

von uns nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer in Textform erklärten 
Zahlungsaufforderung erfolgt.

(2) 
Beendigung des Lastschriftverfahrens 
Haben Sie zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 
kann, sind wir berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschrift-
verfahrens zu verlangen, wenn wir Sie hierzu in Textform aufgefor-
dert haben.

E.  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch 
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn Sie mit der Zahlung einer Rate 
im Verzug sind. Ferner können wir für die Zukunft jährliche Beitrags-
zahlung verlangen.

F.  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags haben wir, soweit nicht et-
was anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

§ 10  UNTER WELCHEN VORAUSSETZUNGEN KÖNNEN 
WIR DEN BEITRAG ÄNDERN?

(1) 
Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden 
Jahrs, um welchen Vomhundertsatz sich für die Rechtsschutz-Ver-
sicherung das Produkt von Schadenhäufi gkeit und Durchschnitt 
der Schadenzahlungen einer genügend großen Zahl der die 
Rechtsschutz-Versicherung betreibenden Versicherer im vergangenen 
Kalenderjahr erhöht oder vermindert hat. Als Schadenhäufi gkeit eines 
Kalenderjahrs gilt die Anzahl der in diesem Jahr gemeldeten Rechts-
schutzfälle, geteilt durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten 
Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
gilt die Summe der Zahlungen, die für alle in diesem Jahr erledigten 
Rechtsschutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die An-
zahl dieser Rechtsschutzfälle. Veränderungen der Schadenhäufi gkeit 
und des Durchschnitts der Schadenzahlungen, die aus Leistungsver-
besserungen herrühren, werden bei den Feststellungen des Treu-
händers nur bei denjenigen Verträgen berücksichtigt, in denen sie 
in beiden Vergleichsjahren bereits enthalten sind.

(2) 
Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsverträge
•   gemäß den §§ 21 und 22,
•   gemäß den §§ 23, 24, 25 und 29,
•   gemäß den §§ 26 und 27,
•   gemäß § 28 
nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar je-
weils unterschieden nach Verträgen mit und ohne Selbstbeteiligung.

(3) 
Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundertsatz 
unter 5, unterbleibt eine Beitragsänderung. Der Vomhundertsatz ist 
jedoch in den folgenden Jahren mit zu berücksichtigen. Ergeben die 
Ermittlungen des Treuhänders einen höheren Vomhundertsatz, ist 
dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, auf die nächstniedrigere 
durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden. Im Falle einer Erhöhung sind wir 
berechtigt, im Falle einer Verminderung verpfl ichtet, den Folgejahres-
beitrag um den abgerundeten Vomhundertsatz zu verändern. 
Der erhöhte Beitrag darf den zum Zeitpunkt der Erhöhung geltenden 
Tarifbeitrag nicht übersteigen.

(4) 
Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach unseren unternehmens-
eigenen Zahlen zu ermittelnde Vomhundertsatz in den letzten drei 
Jahren, in denen eine Beitragsangleichung möglich war, geringer 
erhöht, als er vom Treuhänder für diese Jahre festgestellt wurde, so 
dürfen wir den Folgejahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungsgrup-
pe gemäß Absatz 2 nur um den im letzten Kalenderjahr nach unseren 
Zahlen ermittelten Vomhundertsatz erhöhen. Diese Erhöhung darf 
diejenige nicht übersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt.
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(5) 
Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab 1. Ok-
tober des Jahrs, in dem die Ermittlungen des Treuhänders erfolgen, 
fällig werden.

(6) 
Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, so können Sie den Versicherungsvertrag kün-
digen. Darauf müssen wir Sie hinweisen, und zwar spätestens einen 
Monat vor dem Zeitpunkt, in dem die Beitragserhöhung wirksam 
werden soll. Die Kündigung können Sie innerhalb eines Monats nach 
Zugang unserer Mitteilung erklären. Sie gilt mit sofortiger Wirkung, 
frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt, in dem die Beitragserhöhung 
wirksam werden soll. Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begrün-
det kein Kündigungsrecht.

§ 11  WIE WIRKT SICH EINE VERÄNDERUNG DER PER-
SÖNLICHEN ODER SACHLICHEN VERHÄLTNISSE 
DES VERSICHERTEN AUF DEN VERSICHERUNGS-
BEITRAG AUS?

(1) 
Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach unserem Tarif 
einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, können wir 
vom Eintritt dieses Umstands an für die hierdurch entstandene hö-
here Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr 
nach unserem Tarif auch gegen einen höheren Beitrag nicht über-
nommen, können wir die Absicherung der höheren Gefahr ausschlie-
ßen. Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 % oder schließen wir die Absicherung der höheren Gefahr aus, 
können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
haben wir Sie auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

(2) 
Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach unserem Tarif 
einen geringeren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, können 
wir vom Eintritt dieses Umstands an nur noch den geringeren Beitrag 
verlangen. Zeigen Sie uns diesen Umstand später als zwei Monate 
nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag erst vom Eingang der Anzei-
ge an herabgesetzt.

(3) 
Sie haben uns innerhalb eines Monats nach Zugang einer Aufforde-
rung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Angaben zu machen. 
Verletzen Sie diese Pfl icht, können wir den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen. Machen Sie bis zum Fristab-
lauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlassen Sie die er-
forderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem uns die Angaben 
hätten zugehen müssen, so haben Sie keinen Versicherungsschutz, 
es sei denn, uns war der Eintritt des Umstands zu diesem Zeitpunkt 
bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die 
unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, können wir den Umfang 
des Versicherungsschutzes in einem der Schwere Ihres Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit haben Sie zu beweisen. Sie haben gleichwohl Versiche-
rungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Rechtsschutzfalls die Frist für 
unsere Kündigung abgelaufen war und wir nicht gekündigt haben. 
Gleiches gilt, wenn Sie nachweisen, dass die Gefahr weder für den 
Eintritt des Rechtsschutzfalls noch für den Umfang unserer Leistung 
ursächlich war.

(4) 
Die vorstehenden Regelungen fi nden keine Anwendung, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als 
vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein 
soll.

§ 12  WAS GESCHIEHT, WENN DAS VERSICHERTE 
INTERESSE WEGFÄLLT?

(1) 
Fällt das versicherte Interesse ganz oder teilweise weg, endet der 
Versicherungsschutz für das weggefallene Interesse, soweit keine 
abweichende Regelung getroffen ist. Erlangen wir später als zwei Mo-
nate nach dem Wegfall des versicherten Interesses hiervon Kenntnis, 
steht uns der Beitrag bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung zu.

(2)
Im Falle Ihres Todes besteht der Versicherungsschutz bis zum Ende 
der laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag am Todes-
tag gezahlt war und das versicherte Interesse nicht aus sonstigen 
Gründen weggefallen ist. Wird der nach dem Todestag nächstfällige 
Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag 
bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag 
gezahlt hat oder für den gezahlt wurde, wird an Ihrer Stelle Versiche-
rungsnehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die 
Aufhebung des Versicherungsvertrags mit Wirkung ab dem Todestag 
verlangen.

(3) 
Wechseln Sie die im Versicherungsschein bezeichnete selbst genutzte 
Wohnung oder das selbst genutzte Einfamilienhaus, geht der Ver-
sicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechts-
schutzfälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, 
auch soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt 
eintreten. Das Gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das 
neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder tatsächlichem 
Bezug eintreten.

(4) 
Wechseln Sie ein Objekt, das Sie für Ihre gewerbliche, freiberufl iche 
oder sonstige selbstständige Tätigkeit selbst nutzen, fi ndet Absatz 3 
entsprechende Anwendung, wenn das neue Objekt nach unserem 
Tarif weder nach der Größe noch nach der Miet- oder Pachthöhe 
einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt.

§ 13  IN WELCHEN FÄLLEN KANN DER VERTRAG 
VORZEITIG GEKÜNDIGT WERDEN?

(1) 
Lehnen wir den Rechtsschutz ab, obwohl wir zur Leistung verpfl ichtet 
sind, können Sie den Vertrag vorzeitig kündigen.

(2)  
Bejahen wir unsere Leistungspfl icht für mindestens zwei innerhalb 
von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind Sie und 
wir nach Anerkennung der Leistungspfl icht für den zweiten oder 
jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu 
kündigen.

(3) 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat 
nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 
oder Anerkennung der Leistungspfl icht gemäß Absatz 2 zugegangen 
sein.

 Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei 
uns wirksam. Sie können jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufen-
den Versicherungsjahrs, wirksam wird.

 Unsere Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang bei Ihnen 
wirksam. 

(4)
Wird der Vertrag gekündigt, haben wir nur Anspruch auf den Teil des 
Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat.
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§ 14  WANN VERJÄHREN DIE ANSPRÜCHE AUS DEM 
VERSICHERUNGSVERTRAG?

(1) 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(2) 
Haben Sie einen Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns 
angemeldet, zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang 
unserer Entscheidung in Textform bei der Fristberechnung nicht mit.

§ 15  WELCHE RECHTSSTELLUNG HABEN 
MIT VERSICHERTE PERSONEN?

(1) 
Versicherungsschutz besteht für Sie und im jeweils bestimmten Um-
fang für die in §§ 21 bis 28 oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Personen. Außerdem besteht Versicherungsschutz für 
Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Verletzung oder 
Tötung Ihrer Person oder einer mitversicherten Person kraft Gesetzes 
zustehen.

(2) 
Für mitversicherte Personen gelten die Sie betreffenden Bestim-
mungen sinngemäß. Sie können jedoch widersprechen, wenn 
eine andere mitversicherte Person als Ihr ehelicher/eingetragener 
Lebenspartner Rechtsschutz verlangt. Für von uns bereits vor Zugang 
des Widerspruchs übernommene oder zugesagte Leistungen besteht 
der Versicherungsschutz fort.

§ 16  WIE SIND UNS GEGENÜBER ERKLÄRUNGEN 
ABZUGEBEN?

(1) 
Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die 
im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Stelle oder an unsere Hauptverwaltung gerichtet werden.

 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem 
Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für uns bestimm-
ten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen und die unmittelbar gegenüber uns erfolgen, in Textform 
abzugeben.

(2) 
Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, so 
genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber abzugeben 
ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte uns 
bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefs als zugegangen. Dasselbe gilt für den Fall, dass Sie Ihren 
Namen geändert und uns die Änderung nicht mitgeteilt haben.

(3) 
Absatz 2 gilt auch, wenn Sie die Versicherung für Ihren Gewerbe-
betrieb abgeschlossen haben und die gewerbliche Niederlassung 
verlegen.

3. WAS IST IM RECHTSSCHUTZFALL ZU BEACHTEN?

§ 17  WELCHE RECHTE UND PFLICHTEN BESTEHEN 
NACH EINTRITT EINES RECHTSSCHUTZFALLS?

(1) 
Ihre Pfl ichten

  Wird die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen nach Eintritt 
eines Rechtsschutzfalls erforderlich, haben Sie

a)   uns den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen;

b)   uns vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände des 
Rechtsschutzfalls zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben und 

Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen oder zu beschaf-
fen;

c)  soweit Ihre Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

 aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit uns abzustimmen, insbe-
sondere vor der Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor der 
Einlegung von Rechtsmitteln unsere Zustimmung einzuholen;

bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG
zu sorgen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so gering 
wie möglich gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen Vor-
gehensweisen haben Sie die kostengünstigste zu wählen, indem Sie 
z. B. (Aufzählung nicht abschließend)

 •  nicht zwei oder mehr Prozesse führen, wenn das Ziel kostengüns-
tiger mit einem Prozess erreicht werden kann (z. B. Bündelung von 
Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern als 
Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter Klage-
erhebung),

 •  auf (zusätzliche) Klageanträge verzichten, die in der aktuellen Situa-
tion nicht oder noch nicht notwendig sind, 

 •  vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen 
Verfahrens abwarten, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung 
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann,

 •  vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagen und 
die etwa nötige gerichtliche Geltendmachung der restlichen An-
sprüche bis zur Rechtskraft der Entscheidung über die Teilansprüche 
zurückstellen,

 •  in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur Er-
hebung von Klagen oder zur Einlegung von Rechtsbehelfen zur 
Verfügung steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessauf-
trag erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit umfasst. Sie 
haben zur Minderung des Schadens Weisungen von uns einzuholen 
und zu befolgen. Sie haben den Rechtsanwalt entsprechend der 
Weisung zu beauftragen.

(2) 
Deckungszusage 
Wir bestätigen den Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehenden 
Versicherungsschutzes. Ergreifen Sie Maßnahmen zur Wahrnehmung 
Ihrer rechtlichen Interessen, bevor wir den Umfang des Rechtsschut-
zes bestätigen, und entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, 
tragen wir nur die Kosten, die wir bei einer Rechtsschutz-Bestätigung 
vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätten.

(3) 
Auswahl des Rechtsanwalts 
Sie können den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der 
Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung wir nach § 5 Absatz 1 a 
und b tragen. Wir wählen innerhalb des Geltungsbereichs nach § 6 
Absatz 1 den Rechtsanwalt aus,

a)  wenn Sie dies verlangen;

b)   wenn Sie keinen Rechtsanwalt benennen und uns die alsbaldige 
Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig erscheint.

(4) 
Beauftragung des Rechtsanwalts 
 Wenn Sie den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt haben, 
wird dieser von uns in Ihrem Namen beauftragt. Für die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts sind wir nicht verantwortlich.

(5) 
Ihre weiteren Pfl ichten
Sie haben

a)   den mit der Wahrnehmung Ihrer Interessen beauftragten Rechts-
anwalt vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die 
Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und 
die notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

b)  uns auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegenheit zu 
geben.
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(6) 
Folgen einer Pfl ichtverletzung 
Verletzen Sie eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegen-
heiten vorsätzlich, verlieren Sie Ihren Versicherungsschutz. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind wir berechtigt, unsere 
Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegen-
heit zur Voraussetzung, dass wir Sie durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben. Weisen Sie nach, 
dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen.

  Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der von uns geschuldeten Leistung ursächlich war. Das gilt 
nicht, wenn Sie die Obliegenheit arglistig verletzt haben.

(7) 
Kenntnis des Rechtsanwalts 
Sie müssen sich bei der Erfüllung Ihrer Obliegenheiten die Kennt-
nis und das Verhalten des von Ihnen beauftragten Rechtsanwalts 
zurechnen lassen, sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfalls 
gegenüber uns übernimmt.

(8) 
Abtretung von Ansprüchen 
Ansprüche auf Rechtsschutz-Leistungen können nur mit unserem in 
Textform erklärten Einverständnis abgetreten werden.

(9) 
Forderungsübergang 
 Ihre Ansprüche gegen andere auf Erstattung von Kosten, die wir 
getragen haben, gehen mit ihrer Entstehung auf uns über. Die für die 
Geltendmachung der Ansprüche notwendigen Unterlagen haben Sie 
uns auszuhändigen und bei unseren Maßnahmen gegen die anderen 
auf Verlangen mitzuwirken. Ihnen bereits erstattete Kosten sind an 
uns zurückzuzahlen. Verletzen Sie diese Obliegenheit vorsätzlich, 
sind wir zur Leistung insoweit nicht verpfl ichtet, als wir infolgedessen 
keinen Ersatz von dem Dritten erlangen können. Im Falle einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit sind wir berechtigt, unsere 
Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer gro-
ben Fahrlässigkeit tragen Sie.

§ 18 SIEHE § 3 A

§ 19 ENTFÄLLT

§ 20  WELCHES GERICHT IST FÜR KLAGEN AUS 
DEM RECHTSSCHUTZ-VERTRAG ZUSTÄNDIG? 
WELCHES RECHT IST ANZUWENDEN?

(1) 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz oder dem unserer 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Für Klagen 
gegen das für uns tätige Schadenabwicklungsunternehmen ist das 
Gericht am Sitz des Unternehmens zuständig. Örtlich zuständig ist 
auch das Gericht im Bezirk Ihres Wohnsitzes oder, wenn ein solcher 
fehlt, Ihres gewöhnlichen Aufenthalts.

(2)
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen 
gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen 
Aufenthalts zuständig ist. 

 Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich 
das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung 
des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungs-

nehmer eine offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist.

(3)
Ist Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie 
nach unserem Sitz oder dem unserer für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung.

(4) 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

4.  IN WELCHEN FORMEN WIRD DER RECHTSSCHUTZ 
ANGEBOTEN?

§ 21 VERKEHRS-RECHTSSCHUTZ

(1)
a)   Versicherungsschutz besteht für den Eigentümer, Halter, Fahrer und 

Insassen aller bei Vertragsabschluss und während der Vertragsdauer 
auf Sie zugelassenen Fahrzeuge. Versicherungsschutz besteht auch 
für Eigentümer und Halter von Anhängern und Wohnwagen, solange 
diese an ein vom Versicherungsschutz umfasstes Kraftfahrzeug ange-
hängt sind.

 Ferner erstreckt sich der Versicherungsschutz für Sie auf Ihre Eigen-
schaft als Mieter eines von Ihnen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug 
zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Kraftfahrzeugs, Anhän-
gers oder Wohnwagens.

b)  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sie und Ihren ehelichen/ 
eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen, 
mit Ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden Partner in der 
Eigenschaft als Fahrer von nicht auf Sie oder den Lebenspartner zu-
gelassenen Fahrzeugen jeder Art. Soweit ein Unternehmen Versiche-
rungsnehmer ist, besteht der Fahrer-Rechtsschutz für das Fahren von 
Fahrzeugen, die nicht auf das Unternehmen zugelassen sind, für eine 
im Versicherungsschein namentlich genannte Person.

c)  Außerdem besteht Personen-Verkehrs-Rechtsschutz für Sie oder eine 
andere im Versicherungsschein genannte Person und den ehelichen/ 
eingetragenen oder den im Versicherungsschein genannten sonsti-
gen, mit Ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden Partner und die 
minderjährigen Kinder in der Eigenschaft als
•  Eigentümer, Halter, Fahrer oder Insasse nicht zulassungspfl ichtiger 

Fahrzeuge (einschließlich Fahrrädern),
•  Teilnehmer am öffentlichen Verkehr ohne Fortbewegungsmittel 

(Fußgänger),
• Fahrgast in öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln.

 Ferner besteht Versicherungsschutz für diese Versicherten beim 
Benutzen von Fahrtreppen, Fahrsteigen und Aufzügen, beim Laufen 
und Reiten, beim Rudern und Surfen, beim Rollschuh- und Skate-
boardfahren oder beim Benutzen ähnlicher Fortbewegungsmittel.

d)  Der Versicherungsschutz gemäß Absatz 1 a kann auf gleichartige 
Motorfahrzeuge beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils 
Krafträder, Personenkraftwagen, Lastkraftwagen und sonstige Nutz-
fahrzeuge, Omnibusse sowie Anhänger.

(2) 
a)  Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versiche-

rungsschutz für ein oder mehrere im Versicherungsschein mit ihren 
amtlichen Kennzeichen genannte Fahrzeuge besteht (Fahrzeug-
Rechtsschutz). Dabei kommt es nicht darauf an, auf wen diese Fahr-
zeuge zugelassen sind. Wird ein versichertes Fahrzeug veräußert oder 
fällt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das 
Fahrzeug, das an die Stelle des bisherigen Fahrzeugs tritt (Ersatzfahr-
zeug).

b)  Versichert sind 
•  Eigentümer, Halter, Mieter, Entleiher, Fahrer und Insassen der 

ver sicherten Fahrzeuge in dieser Eigenschaft, 
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•  die im Versicherungsschein genannte Person in ihrer Eigenschaft 
als Fahrer von Fahrzeugen jeder Art, als Fußgänger, Radfahrer und 
Fahrgast in öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln.

c) Wird ein Fahrzeug als Ersatz für ein im Versicherungsschein genann-
tes Fahrzeug erworben, so besteht Versicherungsschutz auch für 
Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit dem Vertrag über den 
Erwerb stehen.

(3) 
Der Versicherungsschutz umfasst:
• Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
• Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
• Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g),
• Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
• Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
• Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j).

(4) 
Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen 
werden.

(5) 
Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande oder 
Anhänger hinzuerworben, so besteht Versicherungsschutz auch für 
Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit dem Vertrag über den 
Erwerb stehen. Dies gilt nicht, wenn das Fahrzeug zum gewerblichen 
Weiterverkauf erworben wird.

(6) 
Die Versicherung nach Absatz 1 umfasst eine Vorsorgeversicherung. 
Diese wird wirksam, wenn sich nach Vertragsabschluss die Gesamt-
zahl der auf Sie zugelassenen Fahrzeuge erhöht. Hinzukommende 
Motorfahrzeuge zu Lande oder Anhänger sind vom Zeitpunkt der 
Zulassung bis zum Ende des Versicherungsjahrs ohne Mehrbeitrag 
mitversichert.

(7) 
Weisen Sie nach, dass alle vom Versicherungsschutz umfassten Fahr-
zeuge weggefallen sind, ohne dass der Versicherungsschutz auf ein 
Ersatzfahrzeug übergeht, so wird der Versicherungsvertrag ab dem 
Zeitpunkt des Wegfalls entsprechend § 11 Absatz 2 als Fahrer-Rechts-
schutz nach § 22 fortgeführt.

 Der Personen-Verkehrs-Rechtsschutz nach Absatz 1 c bleibt bestehen. 
Sie können verlangen, dass der Vertrag ab dem Zeitpunkt der Anzei-
ge vollständig aufgehoben wird.

(8) 
Verkehrs-Rechtsschutz für alle auf die Familie zugelassenen Motor-
fahrzeuge zu Lande und Anhänger (Verkehrs-Rechtsschutz für die 
Familie)

 Abweichend von Absatz 1 a Satz 1 kann vereinbart werden, dass 
der Versicherungsschutz für alle Motorfahrzeuge zu Lande sowie 
Anhänger besteht, die auf Sie, Ihren ehelichen/eingetragenen oder 
im Versicherungsschein genannten sonstigen, mit Ihnen in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Partner sowie die minderjährigen Kinder 
zugelassen sind.

 Diese Erweiterung des Versicherungsschutzes setzt voraus, dass Sie 
und/oder die in Satz 1 genannten Personen keine gewerbliche, 
freiberufl iche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem 
Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro – bezogen auf das letzte 
Kalenderjahr – ausüben. Haben Sie und/oder die in Satz 1 genann-
ten Personen während der Laufzeit des Versicherungsvertrags eine 
gewerbliche, freiberufl iche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit 
einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro im letzten Kalender-
jahr aufgenommen oder übersteigt der aus einer solchen Tätigkeit im 
letzten Kalenderjahr erzielte Gesamtumsatz den Betrag von 10.000 
Euro, so wandelt sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Um-
stände um:

a) für die auf Sie zugelassenen Fahrzeuge in einen Verkehrs-Rechtsschutz 
nach § 21 Absatz 1;

b) für die Fahrzeuge, die auf die anderen in Satz 1 genannten Personen 
zugelassen sind, in einen Fahrzeug-Rechtsschutz nach § 21 Absatz 2.

 Sie können jedoch innerhalb von sechs Monaten nach Umwandlung 
die Beendigung des Versicherungsschutzes verlangen. Verlangen Sie 
die Beendigung später als zwei Monate nach Eintritt der maßgebli-
chen Umstände, so endet der Versicherungsschutz erst mit Eingang 
Ihrer entsprechenden Erklärung.

 Wird eines der Kinder volljährig, besteht der Versicherungsschutz 
im bisherigen Umfang bis zum Ende des Versicherungsjahrs weiter, 
wenn das Kind spätestens zum Beginn des folgenden Versicherungs-
jahrs einen eigenen Versicherungsvertrag gemäß §§ 21, 26, 27 oder 
28 abschließt. Für den sich unmittelbar an die Vorsorgeversicherung 
anschließenden Versicherungsvertrag des Kinds gilt im Verkehrs-
Rechtsschutz keine Wartezeit.

§ 22 FAHRER-RECHTSSCHUTZ

(1) 
Versicherungsschutz besteht nur für die im Versicherungsschein 
genannte Person in ihrer Eigenschaft als Fahrer von Fahrzeugen jeder 
Art, die nicht auf diese Person zugelassen sind, sowie als Fußgänger, 
Radfahrer und Fahrgast in öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln.

(2) 
Der Versicherungsschutz umfasst:
• Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
• Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
• Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g),
• Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
• Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
• Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j).

(3) 
Die Vorsorgeversicherung wird wirksam, wenn Sie ein Fahrzeug auf 
sich zulassen. Dann wandelt sich der Vertrag um in einen solchen 
nach § 21 Absatz 1 (Verkehrs-Rechtsschutz), falls Sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Zugang eines entsprechend geänderten Nach-
trags zum Versicherungsschein widersprechen. Der in unserem Tarif 
dafür festgelegte Beitragssatz wird erst ab dem Beginn des auf die 
Vertragsänderung folgenden Versicherungsjahrs berechnet. Versiche-
rungsschutz besteht auch für Rechtsschutzfälle, die im Zusammen-
hang mit dem Vertrag über den Erwerb dieses Fahrzeugs stehen.

(4) 
Weisen Sie nach, dass Sie nicht mehr im Besitz einer gültigen 
Fahrerlaubnis für zulassungspfl ichtige Fahrzeuge sind, so wird der 
Versicherungsvertrag ab dem Zeitpunkt des Wegfalls entsprechend 
§ 11 Absatz 2 als Personen-Verkehrs-Rechtsschutz nach § 21 Absatz 
1 c fortgeführt. Sie können verlangen, dass der Vertrag ab dem 
Zeitpunkt der Anzeige vollständig aufge hoben wird.

(5) 
Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 für alle 
Kraftfahrer in Ausübung ihrer berufl ichen Tätigkeit für das Unter-
nehmen vereinbaren. Diese Vereinbarung können auch Betriebe des 
Kraftfahrzeughandels und -handwerks, Fahrschulen und Tankstellen 
für alle Betriebsangehörigen treffen.

§ 23 PRIVAT-RECHTSSCHUTZ FÜR SELBSTSTÄNDIGE

(1) 
Versicherungsschutz besteht für Sie und Ihren ehelichen/eingetrage-
nen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen, mit Ihnen in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Partner, wenn einer oder beide 
eine gewerbliche, freiberufl iche oder sonstige selbstständige Tätigkeit 
ausüben,

a)  für den privaten Bereich;

b) für den berufl ichen Bereich in Ausübung einer nichtselbstständigen 
Tätigkeit. 
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 Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im Zusammenhang mit einer gewerblichen, freiberufl ichen 
oder sonstigen selbstständigen Tätigkeit.

(2) 
Mitversichert sind die minderjährigen sowie die unverheirateten und 
nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden volljähri-
gen Kinder, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem 
sie erstmals eine auf Dauer angelegte berufl iche Tätigkeit ausüben 
und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3) 
Der Versicherungsschutz umfasst:
• Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
• Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
• Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
• Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
• Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
• Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
• Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
•  Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht 

(§ 2 k),
• Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (§ 2 l).

(4) 
Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines zulassungspfl ichtigen oder mit einem Versicherungs-
kennzeichen zu versehenden Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser 
oder in der Luft sowie Anhängers. 
(Hinweis: versicherbar über § 21.)

(5) 
Sind Sie und/oder der mitversicherte Lebenspartner nicht mehr 
gewerblich, freiberufl ich oder sonstig selbstständig tätig oder wird 
von den genannten Personen keine der vorgenannten Tätigkeiten mit 
einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro – bezogen auf das 
letzte Kalenderjahr – ausgeübt, wandelt sich der Versicherungsschutz 
ab Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 25 um.

§ 24 ENTFÄLLT

§ 25  PRIVAT- UND BERUFS-RECHTSSCHUTZ FÜR 
NICHTSELBSTSTÄNDIGE

(1) 
Versicherungsschutz besteht für Ihren privaten und berufl ichen 
Bereich und den Ihres ehelichen/eingetragenen oder im Versiche-
rungsschein genannten sonstigen, mit Ihnen in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Partners, wenn Sie und Ihr Partner keine gewerbli-
che, freiberufl iche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem 
Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro – bezogen auf das letzte 
Kalenderjahr – ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht unabhän-
gig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen 
Tätigkeiten.

(2) 
Mitversichert sind die minderjährigen sowie die unverheirateten und 
nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden volljähri-
gen Kinder, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem 
sie erstmals eine auf Dauer angelegte berufl iche Tätigkeit ausüben 
und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3) 
Der Versicherungsschutz umfasst:
• Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
• Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
• Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
• Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
• Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),

• Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
• Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
•  Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht 

(§ 2 k),
• Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (§ 2 l).

 Der Arbeits-Rechtsschutz kann ausgeschlossen werden.

(4) 
Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines zulassungspfl ichtigen oder mit einem Versicherungs-
kennzeichen zu versehenden Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser 
oder in der Luft sowie Anhängers. (Hinweis: versicherbar über § 21 
oder § 26.)

(5) 
Haben Sie und/oder Ihr mitversicherter Lebenspartner während der 
Laufzeit des Versicherungsvertrags eine gewerbliche, freiberufl iche 
oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von 
mehr als 10.000 Euro im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder 
übersteigt der aus einer solchen Tätigkeit im letzten Kalenderjahr 
erzielte Gesamtumsatz den Betrag von 10.000 Euro, wandelt sich 
der Versicherungsschutz ab dem Eintritt dieser Umstände in einen 
solchen nach § 23 um.

§ 26  PRIVAT-, BERUFS- UND VERKEHRS-RECHTS-
SCHUTZ FÜR NICHTSELBSTSTÄNDIGE

(1) 
Versicherungsschutz besteht für Ihren privaten und berufl ichen 
Bereich und für den Ihres ehelichen/eingetragenen oder im Ver-
sicherungsschein genannten sonstigen, mit Ihnen in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Partners, wenn Sie und Ihr Partner keine 
gewerbliche, freiberufl iche oder sonstige selbstständige Tätigkeit 
mit einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro – bezogen auf 
das letzte Kalenderjahr – ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht 
unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbst-
ständigen Tätigkeiten.

(2) 
Mitversichert sind

a) die minderjährigen Kinder;

b) die unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem sie erstmals eine auf Dauer angelegte berufl iche 
Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhal-
ten. Soweit sich nicht aus der nachfolgenden Bestimmung etwas 
anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechtsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, 
Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande, zu 
Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug).

 Wird eines der Kinder volljährig, besteht der Verkehrs-Rechtsschutz 
im bisherigen Umfang bis zum Ende des Versicherungsjahrs weiter, 
wenn das Kind spätestens zum Beginn des folgenden Versicherungs-
jahrs einen eigenen Versicherungsvertrag gemäß § 21, 26, 27 oder 
28 abschließt. Für den sich unmittelbar an die Vorsorgeversicherung 
anschließenden Versicherungsvertrag des Kindes gilt im Verkehrs-
Rechtsschutz keine Wartezeit.

c) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und be-
rechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der 
Vertragsdauer auf Sie, Ihren mitversicherten Lebenspartner oder 
die minderjährigen Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit 
einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Per-
sonenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden 
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers.

(3) 
Der Versicherungsschutz umfasst:
• Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
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• Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
• Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
• Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
• Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g),
• Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
• Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
• Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
•  Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht 

(§ 2 k),
• Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (§ 2 l).
Der Arbeits-Rechtsschutz kann ausgeschlossen werden.

(4) 
Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingneh-
mer eines zulassungspfl ichtigen Motorfahrzeugs zu Wasser oder in 
der Luft.

(5) 
Haben Sie und/oder Ihr mitversicherter Lebenspartner eine gewerb-
liche, freiberufl iche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem 
Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro im letzten Kalenderjahr 
aufgenommen oder übersteigt der aus einer der vorgenannten selbst-
ständigen Tätigkeiten im letzten Kalen derjahr erzielte Gesamtumsatz 
den Betrag von 10.000 Euro, wandelt sich der Versicherungsschutz 
ab dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 21 – für 
die auf Sie zugelassenen oder auf Ihren Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehenen Fahrzeuge – und § 23 um. Sie können 
jedoch innerhalb von sechs Monaten nach der Umwandlung die Be-
endigung des Versicherungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangen 
Sie dies später als zwei Monate nach Eintritt der für die Umwandlung 
des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der Ver-
sicherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang Ihrer entsprechenden 
Erklärung bei uns.

(6) 
Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande und 
kein Anhänger mehr auf Sie, Ihren mitversicherten Lebenspartner 
und die gemäß Absatz 2 a und b mitversicherten Kinder zugelassen 
oder auf deren Namen mit einem Versicherungskennzeichen verse-
hen, können Sie verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen 
solchen nach § 25 umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt 
automatisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und 
Sie, Ihr mitversicherter Lebenspartner und die gemäß Absatz 2 a und 
b mitversicherten Kinder zusätzlich keine Fahrerlaubnis mehr haben. 
Werden uns die für die Umwandlung des Versicherungsschutzes 
ursächlichen Tatsachen später als zwei Monate nach ihrem Eintritt 
angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst 
ab Eingang der Anzeige.

(7) 
Aufgrund besonderer Vereinbarung besteht abweichend von 
Absatz 1 und Absatz 2 nur für Sie Versicherungsschutz sowie für die 
berechtigten Fahrer und Insassen der auf Sie zugelassenen Fahrzeuge.

§§ 27 – 28 ENTFALLEN

§ 29  RECHTSSCHUTZ FÜR EIGENTÜMER UND MIETER 
VON WOHNUNGEN UND GRUNDSTÜCKEN

(1) 
Versicherungsschutz besteht für Sie in Ihrer im Versicherungsschein 
bezeichneten Eigenschaft als

a) Eigentümer,

b) Vermieter,

c) Verpächter,

d) Mieter,

e) Pächter,

f) Nutzungsberechtigter

 von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versi-
cherungsschein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende 
Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlossen.

(2) 
Der Versicherungsschutz umfasst:
• Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c),
• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e).

§§ 30 – 35 ENTFALLEN
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FAHRER-RECHTSSCHUTZ FÜR DIE VOLLJÄHRIGEN 
KINDER

 – Klausel zu § 26 ARB 2008 Ford –

 Abweichend von § 26 (2) b ARB 2008 Ford besteht für Ihre unver-
heirateten und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
lebenden volljährigen Kinder, die in Ihrem Haushalt leben, Fahrer-
Rechtsschutz für das Fahren fremder Motorfahrzeuge zu Lande. 
Dieser zusätzliche Einschluss endet zu dem Zeitpunkt, in dem Ihr 
Kind eine auf Dauer angelegte berufl iche Tätigkeit ausübt und 
hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhält.

RECHTSSCHUTZ FÜR AUF DIE VOLLJÄHRIGEN KINDER 
ZUGELASSENE MOTORFAHRZEUGE

 – Klausel zu § 26 ARB 2008 Ford –

 Abweichend von § 26 (2) b ARB 2008 Ford besteht für Ihre unver-
heirateten und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
lebenden volljährigen Kinder, die in Ihrem Haushalt leben, Rechts-
schutz auch für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen für die 
auf ihren Namen zugelassenen Motorfahrzeuge zu Lande. Dieser 
zusätz liche Einschluss endet zu dem Zeitpunkt, in dem Ihr Kind 
eine auf Dauer angelegte berufl iche Tätigkeit ausübt und hierfür 
ein leis tungsbezogenes Entgelt erhält.

KLARSTELLUNG ZUM VERSICHERUNGSSCHUTZ 
IM RAHMEN DES § 26 ARB 2008 FORD

 Der Versicherungsschutz gemäß § 26 ARB 2008 Ford umfasst für 
die nach § 26 (1) sowie (2) a und b versicherten Personen auch das 
Fahren fremder Motorfahrzeuge zu Lande.

WIDERSPRUCHSVERFAHREN BEI SOZIALGERICHTEN

 – Klausel zu § 2 ARB 2008 Ford –

 Abweichend von § 2 f ARB 2008 Ford umfasst der Versicherungs-
schutz für den Sozialgerichts-Rechtsschutz auch das dem Gerichtsver-
fahren vorgeschaltete Widerspruchsverfahren im privaten Bereich. 

STEUER-RECHTSSCHUTZ

 – Klausel zu § 4 ARB 2008 Ford –

 Abweichend von § 4 (4) ARB 2008 Ford gilt beim Steuer-Rechts-
schutz vor Gerichten als Rechtsschutzfall das Datum des strittigen 
Steuerbescheids. 

ÖRTLICHER GELTUNGSBEREICH

 – Klausel zu § 6 (2) ARB 2008 Ford –

 Dauert der Auslandsaufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs nach 
§ 6 (1) ARB 2008 Ford länger als zwölf Wochen und tritt der Rechts-
schutzfall danach ein, tragen wir abweichend von § 6 (2) ARB 2008 
Ford die vom Leistungsumfang erfassten Kosten bis zur Höhe des 
Betrags, der entstehen würde, wenn die rechtlichen Auseinanderset-
zungen in der Bundesrepublik Deutschland stattfi nden und die Kos-
ten der Auseinandersetzungen nach den entsprechenden deutschen 
Kosten- und Gebührengesetzen für Verfahrens- und Rechtsanwalts-
kosten ermittelt werden.

SELBSTBETEILIGUNG

 – Klausel zu § 5 (3) c ARB 2008 Ford –

 Sie sind an den unter Versicherungsschutz fallenden Kosten für jeden 
Rechtsschutzfall mit der im Versicherungsschein genannten Höhe 
beteiligt. 
Sollten bei einem Schadenereignis zwei Rechtsschutzfälle – z. B. im 
Rahmen eines Verkehrsunfalls der Straf-Rechtsschutz sowie Schaden-
ersatz-Rechtsschutz – betroffen sein, so wird die Selbstbeteiligung nur 
einmal in Abzug gebracht. 

Der Selbstbeteiligungsbetrag wird nach zwei schadenfreien Versiche-
rungsjahren (Versicherungsjahr = 01.10. bis 30.09.; es gilt das Datum 
der Schadenmeldung) um 1/3, nach drei schadenfreien Versiche-
rungsjahren um 2/3 und nach vier schadenfreien Versicherungsjahren 
auf „Null-Euro“ vermindert. 
Werden für einen Versicherungsfall Zahlungen geleistet, so wird 
ab dem nächsten Versicherungsfall innerhalb des Versicherungsjahrs, 
in dem der Schaden gemeldet wurde, die Selbstbeteiligung wieder 
auf den ursprünglich vereinbarten Selbstbeteiligungsbetrag gesetzt. 
Nach zwei neuen schadenfreien Versicherungsjahren reduziert sich 
die Selbstbeteiligung für jedes weitere schadenfreie Jahr dann wieder 
um 1/3.

SONDERREGELUNG FÜR „GRENZGÄNGER“ UND 
VORÜBERGEHEND INS EUROPÄISCHE AUSLAND 
ENTSANDTE MITARBEITER

1. Das Delegationsland wird Deutschland gleichgestellt. Für alle an-
deren Länder gilt die Außenversicherung gemäß der vereinbarten 
Klausel „Örtlicher Geltungsbereich“.

2. Im Ausland wird keine logistische Unterstützung durch uns (z. B. 
Anwaltssuche/Anwaltsbenennung) vorgenommen.

3. Die Kostenübernahme erfolgt ausschließlich im Rahmen der deut-
schen gesetzlichen Vergütung gemäß dem Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetz (RVG), es erfolgt somit eine Umrechnung eingehender 
Rechnungen auf deutsche Verhältnisse.

4. Leistungen von uns erfolgen ausschließlich in Euro. Bei Überweisun-
gen ins Ausland gelten unsere Verpfl ichtungen mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, an dem wir den Gegenwert (Mittelwert zwischen Geld- und 
Briefkurs der Deutschen Devisenbörse am Tag der Schadenzahlung) 
an eine Außenhandelsbank abgeführt haben.

GELD- UND VERMÖGENSANLAGEN

 Abweichend von § 3 Abs. 2 g) bb) gewähren wir im Rahmen 
des Gruppenvertrages Versicherungsschutz für Rechtsschutzfälle 
in ursächlichem Zusammenhang mit allen Formen von Geld- oder 
Vermögensanlagen bis zu einer Anlagenhöhe von 30.000 Euro 
sowie für Sparverträge, Lebens- oder Rentenversicherungen.

BETREUUNGSKLAUSEL

 Die vereinbarten Bedingungen und Prämien gelten für die Zeit der 
Betreuung durch die 

 FVV – Ford Versicherungs-Vermittlungs-GmbH.

 Falls diese Betreuung endet, ist dies uns (dem Versicherer) unverzüg-
lich anzuzeigen.

 Mit Ablauf der Betreuung entfallen die durch den Gruppenvertrag 
begründeten Sonderkonditionen. Wir haben das Recht, durch eine 
Erklärung in Textform Ihnen gegenüber zum Datum der Beendi-
gung der Betreuung die zu diesem Zeitpunkt gültigen Bedingungen 
zugrunde zu legen und die dann gültige Tarifprämie zu erheben.

 Nach Erhalt unserer Mitteilung über die neuen Vertragskonditionen 
haben Sie das Recht, den Vertrag innerhalb eines Monats zu sofort 
oder rückwirkend zu dem Zeitpunkt, an dem die Sonderkonditionen 
des Gruppenvertrags entfallen sind, zu kündigen. Die Kündigung 
muss in Textform erfolgen. 

VERWALTUNGS-RECHTSSCHUTZ

 – Klausel zu § 25 und § 26 ARB 2008 Ford –

 In Erweiterung zu § 25 (3) und § 26 (3) ARB 2008 Ford umfasst der 
Versicherungsschutz die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im 
privaten Bereich vor deutschen Verwaltungsgerichten. Abweichend 
von § 4 (1) c) ARB besteht Versicherungsschutz erst nach Ablauf von 
drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit).
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Es besteht kein Rechtsschutz
•  in Verfahren aus dem Bereich des Asyl- und Ausländerrechtes sowie

aus dem Bereich des Rechtes zur Sicherung des Lebensunterhaltes
(Grundsicherung für Arbeitsuchende/Sozialhilfe);

 • in Verfahren über die Vergabe von Studienplätzen;

ARBEITS-RECHTSSCHUTZ

 – Klausel zu § 2 b) ARB 2008 Ford –

 § 2 b) ARB 2008 Ford wird wie folgt erweitert: 
Unabhängig von § 4 Absatz 1 c) besteht Versicherungsschutz für 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aufgrund eines schriftlichen 
Angebotes des Arbeitgebers zur Aufhebung des Arbeitsvertrages 
(Aufhebungsvertrag) einer versicherten Person in ihrer Eigenschaft 
als Arbeitnehmer. Abweichend von § 4 Absatz 1 c) Satz 1 gilt das 
Angebot zur Aufhebung als Rechtsschutzfall. Die Kostenübernahme 
ist insoweit auf einen Leistungsfall und 500 Euro pro Kalenderjahr 
begrenzt;

AUSSERGERICHTLICHES MEDIATIONSVERFAHREN

 – Klausel zu § 5 (1) d) ARB 2008 Ford –

 Abweichend von § 5 (1) d) ARB 2008 Ford richten sich die Kosten für 
die Mediation ausschließlich nach folgender Regelung:

(1) 
Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen 
Streitbeilegung, bei dem die Parteien mithilfe der Moderation eines 
neutralen Dritten, des Mediators, eine eigenverantwortliche Problem-
lösung erarbeiten. 
Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsnehmer einen Mediator 
zur Durchführung des Mediationsverfahrens in Deutschland und 
trägt dessen Kosten im Rahmen von Absatz 3.

(2) 
Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich auf die im Rechts-
schutz-Vertrag vereinbarten Leistungsarten.

(3) 
Der Versicherer trägt den auf den Versicherungsnehmer entfallenden 
Anteil an den Kosten des vom Versicherer vermittelten Mediators bis 
zu 2.000 Euro je Mediation, für alle in einem Kalenderjahr eingeleite-
ten Mediationen jedoch nicht mehr als 4.000 Euro. Sind am Media-
tionsverfahren auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernimmt 
der Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu nicht 
versicherten Personen.

(4) 
Für die Tätigkeit des Mediators ist der Versicherer nicht verantwort-
lich. Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart 
ist, gelten die Bestimmungen der § 1 (1) und § 3 mit Ausnahme von 
(1) d), (3) d) und (4) b) sowie §§ 4, 7 bis 17 und 20 ARB 2008 Ford 
entsprechend. 

E. UNSER SCHADENFALLSERVICE

SCHADENANZEIGE

 Sobald Sie die Rechtsschutz-Versicherung in Anspruch nehmen 
möchten, setzen Sie sich bitte formlos, gern vorab telefonisch unter  

 0221 8277-500,

 mit uns in Verbindung, um das weitere Vorgehen zu besprechen.

 Schriftliche Schadenmeldungen schicken Sie bitte an folgende 
Anschrift:

 ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG
 Deutz-Kalker Straße 46
 50679 Köln
 Telefax: 0221 8277-460

TELEFONISCHE RECHTSBERATUNG

 Als unser Rechtsschutz-Kunde haben Sie die Möglichkeit, kostenfreien 
Beratungsservice unter 0221 8277-500 in Anspruch zu nehmen. Mit 
diesem Service können Sie sich in jeder Lebenslage einen individuel-
len Rechtsrat per Telefon einholen. Sie erhalten Rat durch kompeten-
te Anwälte in allen Lebensbereichen, auch in nicht versicherten und 
nicht versicherbaren Rechtsgebieten.

KUNDEN- UND VERSICHERUNGS SCHEIN-NUMMER/
SCHADEN NUMMER

 Geben Sie bitte bei allen Schadenmeldungen stets Ihre Kunden- 
und Versicherungs schein -Nummer an. In uns bereits gemeldeten 
Schadenfällen vergeben wir eine Schaden nummer, die Sie bei wei-
terer Korrespondenz nicht vergessen sollten. Sie helfen uns damit, 
Ihren Schadenfall zügig zu bearbeiten. 

RECHTSANWALTSWAHL

 Gern sind wir Ihnen bei der Auswahl eines Anwalts behilfl ich. Auf 
Wunsch benennen wir Ihnen einen kompetenten, unabhängigen 
Rechtsanwalt in der Nähe Ihres Wohnorts. Sie können selbstverständ-
lich auch einen anderen Anwalt Ihrer Wahl beauftragen.

GEBÜHRENVEREINBARUNG

 Honorarvereinbarungen, die Sie mit dem Anwalt treffen, binden uns 
nicht. Vermeiden Sie deshalb bitte derartige Vereinbarungen; setzen 
Sie sich vorher mit uns in Verbindung.

MEHRKOSTEN

 Rechtsanwaltskosten werden in Höhe der gesetzlichen Gebühren 
eines am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen Anwalts über-
nommen. Die Kosten eines Korrespon denzanwalts können nur in 
bestimmten Fällen übernommen werden; fragen Sie deshalb vorher 
bei uns an. 

KOSTENRECHNUNGEN

 Bitte reichen Sie Kostenrechnungen, die mit dem Schadenfall zusam-
menhängen (zum Beispiel von Anwälten oder Gerichten), unverzüg-
lich bei uns ein.

EINIGUNG

 Bei einer Einigung mit der Gegenseite tragen wir nur diejenigen 
Kosten, die dem Verhältnis des Obsiegens zum Unterliegen entspre-
chen. Der Abschluss einer Einigung sollte daher in jedem Fall mit 
uns abgestimmt werden.

SCHADENFÄLLE IM AUSLAND

 Ihre Rechtsschutz-Versicherung gilt nicht nur im Inland. Da bei der 
Schadenabwicklung im Ausland Besonderheiten zu berücksichtigen 
sind, setzen Sie sich bitte unverzüglich mit uns in Verbindung. Wir 
sind Ihnen bei der Abwicklung des Schadenfalls gern behilfl ich.
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ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Deutz-Kalker Straße 46
50679 Köln

Telefon: 0221 8277-500
www.roland-rechtsschutz.de
service@roland-rechtsschutz.de

Rechtsschutz ist Expertensache. ROLAND ist Ihr unabhängiger Spezialist 
für Rechtsschutz. Wir bieten Ihnen ein einzigartiges und vollständiges 
Leistungsspektrum: von Prävention über Rechtsschutz bis zur Mediation, 
von der Prozessfi nanzierung bis zu Assistance-Leistungen.  

Wir setzen uns für Sie in allen Fragen des Rechtsschutzes ein – zuverläs-
sig, engagiert und unabhängig. Deshalb ist ROLAND der Rechtsschutz-
Versicherer.

ROLAND kämpft für Ihr gutes Recht. Seit 1957.

RECHTSSCHUTZ | PROZESSFINANZ | ASSISTANCE

ROLAND. DER RECHTSSCHUTZ-
VERSICHERER. IHR STARKER PARTNER 
IN SACHEN RECHT!



Informationen zum Datenschutz

Das Thema „Datenschutz“ ist uns sehr wichtig. Daher 
informieren wir Sie im Folgenden darüber, wie wir Ihre 
personenbezogenen Daten verarbeiten und welche Rechte 
Sie in diesem Zusammenhang haben:    

Bitte geben Sie diese Informationen auch an die in Ihrem 
Vertrag mitversicherten Personen weiter.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Je nachdem, ob Sie Ihren Versicherungsvertrag mit der 
ROLAND Rechtsschutz-Versicherung oder mit der 
ROLAND Schutzbrief-Versicherung abgeschlossen haben, 
ist die verantwortliche Stelle Ihr Vertragspartner: 

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG 
Deutz-Kalker-Str. 46 
50679 Köln 
Telefon: 0221 8277-500 
Fax: 0221 8277-460 
Mail to: service@roland-rechtsschutz.de 

und/oder 

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG 
Deutz-Kalker-Str. 46 
50679 Köln 
Telefon: 0221 8277-500 
Fax: 0221 8277-460 
Mail to: service@roland-schutzbrief.de 

Den Datenschutzbeauftragten für beide Unternehmen 
erreichen Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem 
Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail unter: 
datenschutz@roland-ag.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter 
Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung  
(DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der 
datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versi-
cherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren 
maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser 
Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang 
mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versi-
cherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese 
können Sie im Internet für beide Gesellschaften abrufen 
unter: 

www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benöti-
gen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den 
Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von 
uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versiche-
rungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policie-
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten nicht möglich.  

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statis-
tiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfül-
lung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit 
einer der genannten ROLAND-Gesellschaft bestehenden 
Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten 
Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsicht-
lich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzent-
scheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezo-
gener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke 
ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kate-

gorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheits-
daten bei Schutzbrief-Schadenfällen) erforderlich sind, 
holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. 
Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen 
Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 
Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.  

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen 
von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) 
DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein: 

- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-
Betriebs,

- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungs-
produkte und für andere Produkte der Unterneh-
men der ROLAND-Gruppe sowie für Markt- und
Meinungsumfragen,

- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten,
insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Er-
kennung von Hinweisen, die auf Versicherungs-
missbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtli-
cher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungs-
pflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in 
diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren.  

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten 

Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziel-
len Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Scha-
dendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit 
dieser sich ein eigenes Bild über den Versicherungsfall 
machen kann. 

Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von 
einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler 
die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages 
benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch 
übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie 
betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungsange-
legenheiten benötigen. 

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unter-
nehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungs-
aufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen 
zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen 
Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer 
Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen 
Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen 
Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, 
für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbei-
tung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbei-
tet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die 
Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbei-
tung teilnehmen. 

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister.  



Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer 
und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie in der je-
weils aktuellen Version auf unserer Internetseite unter 
www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz (für beide Ge-
sellschaften) entnehmen. 

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen 
Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an 
Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten 
(z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung 

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, 
wenn sich dies nicht nachteilig für Sie im Sinne von Art. 18 
Abs. 1 c) DSGVO auswirken kann. Dabei kann es vor-
kommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit 
aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unter-
nehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche 
Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, 
soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter 
anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenord-
nung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen 
betragen danach bis zu zehn Jahren.  

Betroffenenrechte 

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber 
hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die 
Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. 
Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe 
der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturier-
ten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.  

Widerspruchsrecht 

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung 
zu widersprechen.  

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter 
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widerspre-
chen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Grün-
de ergeben, die gegen die Datenverarbeitung spre-
chen.  

Beschwerderecht 

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an 
den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an 
eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns 
zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestraße 2-4 
40213 Düsseldorf 

Information über den Datenaustausch mit der informa 
HIS GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO 
(betrifft nur Rechtsschutz-Kunden) 

Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei 
Abschluss eines Versicherungsvertrages oder im Rahmen 
der Schadenbearbeitung Daten zum Versicherungsobjekt 
(Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des 
Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) 
an die informa HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). Die 
informa HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu 
Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im 
„Hinweis- und Informationssystem der 
Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informationen gespeichert 
sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten 
in einem Versicherungsfall hindeuten können. 

Solche Informationen können nur aufgrund einer 
früheren Meldung eines Versicherungsunternehmens an 
das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. 
von dem einmeldenden Versicherungsunternehmen 
gesondert informiert worden sind. Daten, die aufgrund 
einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden 
von der informa HIS GmbH an uns, das anfragende 
Versicherungsunternehmen, übermittelt.  Nähere 
Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden 
Internetseiten: www.informa-his.de   
Detaillierte Informationen über das HIS und den 
Datenaustausch finden Sie auch hier: www.roland-
rechtsschutz.de/datenschutz 

Sie können die Informationen auch unter den oben ge-
nannten Kontaktinformationen anfordern. 

Bonitätsauskünfte (betrifft nur Rechtsschutz-Kunden) 

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen 
notwendig ist, fragen wir bei der infoscore Consumer Data 
GmbH (ICD), Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden Infor-
mationen zur Beurteilung Ihres Zahlungsausfallrisikos auf 
der Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter 
Verwendung von Anschriftendaten ab. Dafür übermitteln 
wir Ihre Daten (Name, Adresse und ggf. Geburtsdatum) an 
ICD. Rechtsgrundlagen dieser Übermittlungen sind Artikel 
6 Abs. 1 b) und Art. 6 Abs. 1 f) der Europäischen Daten-
schutzgrundverordnung („EU DSGVO“). Übermittlungen 
auf der Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfol-
gen, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter Interes-
sen unseres Unternehmens oder Dritter erforderlich ist und 
nicht die Interessen der Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Personen, die den Schutz personenbezo-
gener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte Informatio-
nen zur ICD i. S. d. Artikels 14 EU DSGVO, d.h. 
Informati-onen zum Geschäftszweck, zu Zwecken der 
Datenspei-cherung, zu den Datenempfängern, zum 
Selbstauskunfts-recht, zum Anspruch auf Löschung oder 
Berichtigung etc. finden Sie in der Anlage 3 der 
Allgemeinen Rechtsschutz-Bedingungen (ARB) sowie im 
Internet unter diesem Link www.roland-rechtsschutz.de/
datenschutz 
Sie können die Informationen auch unter den oben ge-
nannten Kontaktinformationen anfordern. 

Datenübermittlung in ein Drittland (gilt nur für 
Schutz-brief-Kunden) 

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Daten-
schutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene 
Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmensin-
terne Datenschutzvorschriften oder EU-
Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. Detaillierte 
Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei 
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie hier: 
www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz 
Sie können die Informationen auch unter den oben ge-
nannten Kontaktinformationen anfordern. 

Automatisierte Einzelfallentscheidungen 

Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko und zur Vorversiche-
rung, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, sowie 
auf der Grundlage des vereinbarten Vertragsumfangs und 
der Informationen im Leistungsfall, die wir von Ihnen oder 
dem von Ihnen beauftragten Rechtsanwalt erhalten, ent-
scheiden wir vollautomatisiert über einzelne Vorgänge. Die 
vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom 
Unternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung 
der Informationen. 

http://www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz
http://www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz
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